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D. Bewertungsgegenst|nde:
Die nach § 4 Abs. 1 oder § 5 anzusetzenden Wirtschaftsg�ter

Schrifttum: s. vor Anm. 46 sowie vor § 5 Anm. 61.

I. Vorbemerkung

Abs. 1 Satz 1 bestimmt den Bewertungsgegenstand: Die „einzelnen Wirtschafts-
g²ter, die nach § 4 Abs. 1 oder nach § 5 als BetriebsvermÃgen anzusetzen sind“.
�ber einzelne WG s. Anm. 226; ²ber nach § 4 Abs. 1 oder § 5 anzusetzende WG
des BetriebsvermÃgens s. Anm. 230. �ber den in § 6 Abs. 1 Satz 1 zum Aus-
druck kommenden Grundsatz der Einzelbewertung s. Anm. 89.

II. „Einzelne Wirtschaftsg�ter“ als Bewertungsgegenst|nde

Der Begriff „Wirtschaftsg²ter“ iSd. Abs. 1 Satz 1 umfaßt alle gem. § 4 Abs. 1
oder § 5 angesetzten Bewertungsgegenst�nde (glA Uelner, StKongrRep. 1975,
99); s. Vor § 4–7 Anm. 100 ff.
Wirtschaftsg�ter sind VermÃgensgegenst�nde iSd. Handelsrechts (vgl. BFH v.
26. 10. 1987 GrS 2/86, BStBl. II 1988, 348 [352]; v. 7. 8. 2000 GrS 2/99,
BStBl. II, 632 [635]; D�llerer, BB 1965, 1405; S�ffing, JbFStR 1978/79, 212;
Ellrott/Krvmer, in Beck-BilKomm. V. § 247 Rn. 12; Schmidt/Weber-Grellet
XXII. § 5 Rn. 93; s. Vor §§ 4–7 Anm. 116). Dabei kÃnnen allerdings hinsichtlich
der Kriterien f²r die Bilanzierungsf�higkeit in Grenzbereichen Unterschiede be-
stehen, da von der BFH-Rspr. und der handelsrechtlichen Literatur zu verschie-
denen Kriterien unterschiedliche Auffassungen vertreten werden (s. § 5 Anm. 84
mwN).
Sonstige Bewertungsgegenst|nde:
E �berblick: Abs. 1 Satz 1 regelt dem Wortlaut nach nur die Bewertung von
„Wirtschaftsg²tern“. Es gibt aber Bewertungsgegenst�nde, die ebenfalls „nach
§ 4 Abs. 1 oder § 5 als BetriebsvermÃgen anzusetzen sind“ (oder angesetzt wer-
den d²rfen), sich aber schlecht unter den Begriff des WG unterordnen lassen,
sondern eine bilanztechnische Funktion zwecks zeitlicher Zurechnung von Auf-
wendungen und Ertr�gen besitzen; das sind bes. die Rechnungsabgrenzungs-
posten (s. u.), ferner aktivierte Anlaufkosten (s. § 5 Anm. 2200) und uE ein akti-
vierter Abraumvorrat (s. § 5 Anm. 2200) und ein passivierter Abraumr²ckstand
(s. § 5 Anm. 2200); fraglich ist auch die Natur des unterlassenen Erhaltungsauf-
wands als (negatives) WG (s. § 5 Anm. 812); s. auch Anm. 468 ²ber TeilHK,
Anm. 648 ²ber Planungskosten.
E Rechnungsabgrenzungsposten (s. im einzelnen § 5 Anm. 1910–2000) dienen der
richtigen zeitlichen Abgrenzung von Einnahmen und Ausgaben (s. § 5
Anm. 222), sie sind bilanztechnische Hilfsmittel zur Erzielung jenes Zwecks (so
zB BFH v. 17. 8. 1967 IV 285/65, BStBl. II 1968, 80; v. 17. 7. 1974 I R 195/72,
BStBl. II, 684 Abschn. 3; Tiedchen in HdJ, Abt. II/8, Rn. 48: „bilanztechnische
Aktiva und Passiva“; s. § 5 Anm. 1915 u. 1929). F²r eine zus�tzliche Anwendung
der Bewertungsregeln des § 6 ist kein Raum (vgl. Tiedchen aaO, Rn. 114 f.;
Schmidt/Weber-Grellet XXII. § 5 Rn. 253).
E R�ckstellungen: Ferner kann die Bewertung nach § 6 f²r den Ansatz von R²ck-
stellungen von Bedeutung sein, und zwar zB dann, wenn Aktiva f²r Abwer-
tungszwecke nicht in der HÃhe f²r noch zu ber²cksichtigende Risiken zur Ver-

E 122/23

Bewertung Anm. 225–226 § 6

225

226



E 122/24 Stobbe

f²gung stehen (s. Anm. 559); aufgrund des Ansatzverbots von R²ckstellungen
f²r drohende Verluste aus schwebenden Gesch�ften nach § 5 Abs 4a ist dies
allerdings nur noch bei Verpflichtungsr²ckstellungen, in Ausnahmef�llen bei
Aufwandsr²ckstellungen iSd. § 249 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HGB mÃglich; s. § 5
Anm. 116.
E Keine weitergehenden Auswirkungen auf Bilanzierung: Die Bewertungsregeln des § 6
haben bis auf die dargelegten Ausnahmef�lle f²r die Bilanzierungsf�higkeit nach
§ 5 keine weiteren Auswirkungen. Es kann allerdings der Fall vorkommen, daß
ein bilanzierungsf�higes WG nach § 5 vorliegt, dieses aber nach § 6 mit 0 E zu
bewerten ist und daher dann ein Ausweis in der Bilanz nicht erfolgt (zu gering-
wertigen WG s. Anm. 1249–1300).
„Einzelne“ Wirtschaftsg�ter: Abs. 1 Satz 1 verlangt einzelne Bewertung der
WG und stellt damit den sog. Grundsatz der Einzelbewertung auf (s. Anm. 89; vgl.
zu den Saldierungsverboten nach § 246 Abs. 2 HGB § 5 Anm. 218). Was im
konkreten Fall Bewertungsgegenstand ist, insbes. ob ein einzelnes, aus mehreren
Teilen bestehendes WG oder mehrere (selbst�ndige) WG vorliegen, ist in erster
Linie eine Frage des Ansatzes (s. dazu Anm. 69), da die WG nicht nur einzeln zu
bewerten, sondern auch einzeln anzusetzen sind (Grundsatz der Einzelerfassung
nach § 240 HGB, vgl. zB Hense/Philipps, in Beck-BilKomm. V. § 240 Rn. 27).
Aufgrund von Funktionszusammenh�ngen zwischen verschiedenen positiven
und negativen WG kann es allerdings erforderlich sein, daß Bewertungseinheiten
gebildet werden kÃnnen oder m²ssen und daß somit nur eine zusammengefaßte
Bilanzierung der WG erfolgt (zB Ber²cksichtigung von R²ckgriffsmÃglichkeiten
bei der R²ckstellungsbildung: pass. Saldoausweis ohne Ansatz der Vorteile auf
der Aktivseite, s. Anm. 1175–1181; zu Bewertungseinheiten s. Anm. 90).

Einstweilen frei.

III. „Nach § 4 Abs. 1 oder § 5 anzusetzende Wirtschaftsg�ter“
des Betriebsvermªgens

Rechtsentwicklung:
E EStG 1934–1967: § 6 Abs. 1 Satz 1 lautete: „F²r die Bewertung der einzelnen
Wirtschaftsg²ter, die dem Betrieb dienen, gilt das folgende:“.
E undG v. 16. 5. 1969 (BGBl. I, 421; BStBl. I, 320): § 6 Abs. 1 Satz 1 wird neu
gefaßt: („... der einzelnen Wirtschaftsg²ter, die nach § 4 Abs. 1 oder § 5 als Be-
triebsvermÃgen anzusetzen sind ...“).
Bedeutung: § 6 regelt nach Abs. 1 Satz 1 ausschließlich die Bewertung, nicht
den Ansatz von WG (zu den Unterschieden dieser Begriffe s. Anm. 69; zu Aus-
nahmen s. Anm. 226). Abs. 1 bildet also grds. „keine eigenst�ndige Bilanzie-
rungsvorschrift“ (RegE z. ESt�ndG v. 14. 5. 1969, BTDrucks. V/3187). Die
Fassung des Abs. 1 Satz 1 durch das ESt�ndG v. 16. 5. 1969: „die nach § 4
Abs. 1 oder nach § 5 als BetriebsvermÃgen anzusetzen sind“ (statt fr²her „die
dem Betrieb dienen“) sollte dies sicherstellen. UE liegt darin nur eine Klarstel-
lung.
Eine Bewertung nach § 6 setzt also einen Ansatz nach § 4 Abs. 1 oder § 5 voraus
(s. Anm. 69). Erst wenn die Frage nach dem Ansatz bejaht worden ist, kann § 6
angewendet, also eine Bewertung nach § 6 durchgef²hrt werden. Die Vorfrage
nach dem Ansatz ist also allein unmittelbar nach § 4 Abs. 1 oder § 5, nicht auf
dem Umweg ²ber die Bewertungsregeln des § 6 zu beantworten; ²ber das Ver-
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h�ltnis zwischen §§ 4 Abs. 1, 5 und § 6 s. Anm. 40 sowie Vor §§ 4–7 Anm. 100
u. 112.

Einstweilen frei.

E. Die Bewertungsregeln des Abs. 1 (�berblick)

I. Allgemeines zu den Bewertungsregeln des Abs. 1

1. Gliederung der Bewertungsregeln des Abs. 1

Die Bewertungsregeln des Abs. 1 sind nicht historisch gegliedert; die zeitlich am
Anfang stehende Bewertung in der Bilanz eines er�ffneten und eines erworbenen Be-
triebs (Anm. 244) wird wegen der Besonderheit der Bewertung erst in Abs. 1
Nr. 6 u. 7 geregelt. Nr. 1–3a beginnen mit den weit h�ufigeren, wichtigeren und
hinsichtlich der Bewertungsmaßst�be „normalen“ F�llen: mit der Bewertung
derjenigen WG, die w�hrend des Bestehens eines Betriebs angeschafft oder her-
gestellt worden sind, auf den Schluß des Anschaffungs- oder Herstellungsjahrs
und der Folgejahre (s. Anm. 240–243). Es folgen die Regeln f²r die – ebenfalls
in einem bestehenden Betrieb erfolgten – Entnahmen und Einlagen (s.
Anm. 244).

2. Zwingende Natur der Bewertungsregeln des Abs. 1

Zwingende Bewertungsregeln: Die Bewertungsregeln des Abs. 1 sind zwin-
gend (§ 4 Abs. 1 Satz 6, § 5 Abs. 6), soweit sie nicht ein Bewertungswahlrecht
gew�hren (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 u. Nr. 2 Satz 2; zum Niederstwertprinzip s.
Anm. 562 sowie § 5 Anm. 110 u. 123); teilweise sind sie aber auch l²ckenhaft, so
daß bei Gewinnermittlung nach § 5 erg�nzend die handelsrechtlichen GoB zu
beachten sind (s. Anm. 46–48 u. 79 sowie § 5 Anm. 86, 120–126; ²ber Bewer-
tungsstetigkeit s. Anm. 92–96; ²ber Bewertungsmethoden s. Anm. 101–224).
Bewertungsfreiheiten: Begriff s. § 7 a Anm. 10. Zweck der Bewertungsfreihei-
ten ist eine Vereinfachung (§ 6 Abs. 2; s. Anm. 1251) oder eine wirtschafts-,
sozialpolitische usw. FÃrderung. Die Wirkung einer Bewertungsfreiheit besteht
in einer Abweichung von den Bewertungsregeln der §§ 6, 7 und einer dadurch
ermÃglichten Gewinnminderung.
Die �bertragung stiller Reserven gem. §§ 6b, 6 c und R 35 EStR (s. § 5
Anm. 572 ff.) bedeutet ebenfalls ein Abweichen von den Bewertungsregeln des
§ 6. Mittelbar gilt dies auch f²r die Bildung steuerfreier R�cklagen insoweit, als der
durch die Anwendung des § 6 ausgewiesene Gewinn korrigiert wird.

Einstweilen frei.

II. �berblick �ber die Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 1–7

1. �berblick �ber die Bewertungsmaßst|be

Als Bewertungsmaßst�be (oder Wertmaßst�be) iSd. § 6 bezeichnet man die sach-
lichen und rechnerischen BezugsgrÃßen, nach denen der dem einzelnen Bilanz-
ansatz zugemessene Wert bestimmt wird.
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Bewertungsmaßst|be des Abs. 1 Nr. 1–7: Die Vorschriften bestimmen drei
Bewertungsmaßst�be, n�mlich AK, HK und Teilwert. Ein zul�ssiger sog. Zwi-
schenwert, dh. ein zwischen AK oder HK und Teilwert liegender Wert bildet
keinen selbst�ndigen Bewertungsmaßstab.
§ 6 stellt dabei aus guten Gr²nden nicht auf den Verkaufswert, sondern auf den
Aufwand f²r die Anschaffung oder Herstellung ab und f²hrt die AHK als
Hauptbewertungsmaßstab ein (s. Anm. 240). Dadurch wird der Ausweis nicht-
verwirklichter Gewinne vermieden (s. Anm. 269). Mit dem weiteren Bewer-
tungsmaßstab des § 6, dem (niedrigeren) Teilwert, sollen nach seiner gesetzlichen
Definition (Abs. 1 Nr. 1 Satz 3, s. Anm. 579 ff.) Marktentwicklungen sowie die
Antizipation von Verlusten (zum Vorsichtsprinzip s. Anm. 562, § 5 Anm. 219,
221) teilweise (nur bei dauerhafter Wertminderung) ber²cksichtigt werden.
Als AK sind grds. die tats�chlichen Aufwendungen des Stpfl. anzusetzen. Dies
geschieht auch dann, wenn beim Tausch der gemeine Wert des hingegebenen WG
als AK des erworbenen WG angesetzt wird (§ 6 Abs. 6 Satz 1; s. Anm. 1475 ff.);
der gemeine Wert bildet hier keinen eigenst�ndigen Bewertungsmaßstab, son-
dern bestimmt die HÃhe der tats�chlichen AK. Dagegen werden AK zT unter-
stellt („fingiert“), zB indem der bei einer Entnahme oder Einlage angesetzte
Wert f²r die folgende Zeit als AK des betreffenden WG gilt.
Sonderregelungen (s. auch Anm. 42):
E Bei WG des Vorratsverm�gens kann seit dem StReformG 1990 (s. Anm. 1121 ff.)
als Verbrauchsfolgeverfahren das Lifo-Verfahren nach Abs. 1 Nr. 2 a angewandt
werden; damit sollen die AK oder HK vereinfacht ermittelt werden kÃnnen
(s. Anm. 1123 ff.).
E Bei unentgeltlichem Erwerb einzelner WG aus betrieblichem Anlaß aus einem
fremden BetriebsvermÃgen gilt der gemeine Wert als AK des Erwerbers (sog.
fiktive AK nach § 6 Abs. 4; s. Anm. 1420 ff., 1436).
E Bei Aufgabe eines Betriebs sind die nicht ver�ußerten WG mit dem gemeinen
Wert anzusetzen (§ 16 Abs. 3 Satz 7).
E Zur Fortf�hrung des Buchwerts oder zum Ansatz des gemeinen Werts bei der
Realteilung nach § 16 Abs. 2 S�tze 2 bis 4 s. § 16 Anm. 440–475.
E �ber sog. fiktive AK von Grund und Boden in bestimmten F�llen s. § 55.
E Bewertungsmaßstzbe bei Pensionsr�ckstellungen s. § 6 a Abs. 3–5.
�ber sog. fiktive AK s. auch Anm. 303, § 7 Anm. 141–148.

2. �berblick �ber die Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 1–3

a) Bewertung auf den Schluß des Anschaffungs- oder Herstellungsjahrs
und der Folgejahre

F²r den Schluß des Wj., in dem die einzelnen WG angeschafft oder hergestellt
worden sind, also in der ersten Schlußbilanz nach der Anschaffung oder Herstel-
lung, sind zu bewerten:
Abnutzbare Anlageg�ter:
– regelm�ßig (Ausnahme s. nachstehend) mit dem Absetzungswert (AK oder

HK abz²glich AfA oder AfS gem. § 7) oder statt dessen mit dem niedrigeren
Teilwert (Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und 2);

– die geringwertigen abnutzbaren Anlageg²ter ebenso oder im Anschaffungs-
jahr mit einem Erinnerungswert (Abs. 2);
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Nichtabnutzbare Anlageg�ter und Wirtschaftsg�ter des Umlaufvermª-
gens: mit den AHK (beim VorratsvermÃgen ggf. nach dem Lifo-Verfahren; s.
Anm. 1123 ff.) oder statt dessen mit dem niedrigeren Teilwert (Abs. 1 Nr. 2
Satz 1 und 2; die fr²here Sonderregelung bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
ist durch das StEntlG 1999/2000/2002 (s. Anm. 2) weggefallen.
Verbindlichkeiten und R�ckstellungen: mit den „Anschaffungskosten“ oder
statt dessen mit dem hÃheren Teilwert, wobei die Sondervorschriften zu beach-
ten sind (Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 3 a; s. Anm. 1125–1189).
Bilanzenzusammenhang: Die Werte vom Schluß des Jahrs sind f²r den Be-
ginn des n�chsten Jahrs maßgebend; s. Anm. 99.
Kritik an dem von § 6 grds. verlangten Festhalten an den nominellen („histori-
schen“) AK oder HK als Bewertungsmaßstab auch bei Preissteigerungen ist rechts-
politisch wegen des Auftretens sog. Scheingewinne verschiedentlich ge²bt wor-
den (vgl. Anm. 71, 967; Einf. ESt. Anm. 550).

Einstweilen frei.

b) Beibehaltung des Vorjahreswerts und Abwertungen

Bewertungszusammenhang: Ausgangsgrundlage f²r die Bewertung ist der
Vorjahreswert des gleichen WG. Dieser kann uU beibehalten, herabgesetzt oder
heraufgesetzt werden.
E Unzulzssiger Vorjahreswert: Hatte der Stpfl. in der Vorjahresbilanz unzul�ssiger-
weise ein aktives WG zu niedrig bewertet, so ist uE in der n�chsten Bilanz, die noch
nicht einer bestandskr�ftigen Veranlagung unterlegen hat, der niedrigste zul�ssi-
ge Wert einzustellen (weil das VermÃgen richtig – den stl. Bewertungsvorschrif-
ten entsprechend – ausgewiesen werden muß). Das ist bei inzwischen gestiege-
nem Teilwert der niedrigste Wert, der in der unrichtigen Bilanz zul�ssigerweise
h�tte angesetzt werden kÃnnen; bei gesunkenem Teilwert kann statt dessen die-
ser Wert angesetzt werden.

Beispiel: Der Stpfl. hat eine Darlehensforderung mit 50 vH wertberichtigt; nur 20 vH
waren angemessen. Die Veranlagung ist bestandskr�ftig. Ohne R²cksicht hierauf darf
der Stpfl. in der folgenden Bilanz nur 20 vH des Forderungsbetrags als Wertberichti-
gung ansetzen. Er muß diesen Abschlag um 5 vH herabsetzen, wenn inzwischen nur
noch ein Abschlag von 15 vH gerechtfertigt ist. Ist inzwischen dauerhaft ein Abschlag
von 30 vH gerechtfertigt, so ist ein Abschlag von 30 vH vorzunehmen.

�bernahme des Vorjahreswerts: Die Beibehaltung des Werts vom Schluß des
Vorjahrs in der Bilanz zum Schluß des folgenden Jahrs kann notwendig, zul�ssig
oder unzul�ssig sein.
E Abnutzbare WG des Anlageverm�gens: Nach hM ist die Beibehaltung des Vorjah-
reswerts unzul�ssig (sofern nicht nur ein Erinnerungswert angesetzt worden
war): s. u. und Anm. 544 ²ber Fortsetzung von AfA.
E Nichtabnutzbare WG des Anlageverm�gens und Umlaufverm�gen: Die Beibehaltung
des Vorjahreswerts (Buchwert) ist
– notwendig, wenn der (niedrigere) Teilwert ebenso hoch ist wie der Vorjahres-

wert;
– unzulzssig, wenn der Teilwert – nach einer in Vorjahren erfolgten Teilwertab-

schreibung – hÃher ist als der Vorjahreswert oder die fr²here Teilwertab-
schreibung nicht mehr dauerhaft ist (Zuschreibungspflicht; s. Anm. 243),

– notwendig, wenn der Teilwert nichtabnutzbarer Anlageg²ter voraussichtlich nur
vor²bergehend unter den Vorjahreswert gesunken ist (s. Anm. 562);

E 122/27

Bewertung Anm. 240–242 § 6

241

242



E 122/28 Stobbe

– unzulzssig (dh. Pflicht zur Teilwertabschreibung), wenn der Teilwert nichtab-
nutzbarer Anlageg²ter oder wenn der Teilwert von Umlaufg²tern voraus-
sichtlich dauerhaft unter den Vorjahreswert gesunken ist (s. Anm. 562).

E Verbindlichkeiten: Die Beibehaltung des Vorjahreswerts ist
– notwendig, wenn der Teilwert einer Verbindlichkeit sich mit dem Vorjahreswert

und den AK der Verbindlichkeit deckt oder darunter liegt (s. Anm. 1140);
– unzulzssig, wenn der Teilwert dauerhaft ²ber dem Vorjahreswert liegt (s.

Anm. 1132).
E R�ckstellungen: Analoge Anwendung der Verbindlichkeitsgrunds�tze unter Be-
achtung der Spezialvorschriften; s. Anm. 1160 u. 1163.
Wertherabsetzungen gegen�ber der letzten Schlußbilanz (Absetzungen,
Abschreibungen): Bewertung mit einem Betrag, der unter dem Wert der vor-
j�hrigen Schlußbilanz liegt, kommt in Betracht
E bei abnutzbaren Anlageg�tern durch Bewertung
– mit dem sog. Absetzungswert (AK oder HK abz²glich AfA oder AfS; Abs. 1

Nr. 1 Satz 1; s. Anm. 544) oder
– mit dem niedrigeren Teilwert (Abs. 1 Nr. 1 Satz 2; s. Anm. 562); der Vorjah-

reswert darf bei dauerhafter Wertminderung (s. Anm. 53) nicht beibehalten
werden;

E bei nichtabnutzbaren Anlageg�tern und bei Umlaufverm�gen durch Bewertung mit
dem niedrigeren (dauerhaften) Teilwert (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2).
�ber Verbindlichkeiten s. Anm. 1130–1132, 1138–1140.
Wahlrechtsaus�bung: Bei Wahlrechten ist zu pr²fen, ob handelsrechtlich ein
identisches Wahlrecht besteht (s. dazu Anm. 53). Bei identischen Wahlrechten
(zB lineare oder degressive AfA) ist aufgrund der formellen Maßgeblichkeit nach § 5
Abs. 1 Satz 2 die Aus²bung des handelsrechtlichen Wahlrechts in der HBil. auch
f²r die StBil. bindend (s. Anm. 79). Bei zwingenden handelsrechtlichen Bewer-
tungsvorschriften, die Ausfluß handelsrechtlicher GoB sind (zB Abschreibungs-
pflicht bei dauerhafter Wertminderung nach § 253 HGB; s. Anm. 53), f²hrt dies
aufgrund der materiellen Maßgeblichkeit (§ 5 Abs. 1 Satz 1; s. Anm. 46–48) bei den
Teilwertabschreibungen, die den außerplanm�ßigen Abschreibungen auf den
niedrigeren beizulegenden Wert entsprechen, nach hM auch stl. zu einer zwin-
genden Regelung (s. Anm. 48, 562 u. § 5 Anm. 123), obwohl in § 6 Abs. 1 Nr. 1
Satz 2 und Nr. 2 Satz 2 jeweils ein Wahlrecht („kann“) verankert ist (zur Kritik s.
§ 5 Anm. 110). Dies soll allerdings nach hM wohl nur f²r die handelsrechtlichen
Abschreibungspflichten, jedoch nicht f²r Abschreibungsverbote (s. u.), gelten.
Handelsrechtliche Abschreibungsverbote: Das handelsrechtliche Abschrei-
bungsverbot nach § 279 Abs. 1 Satz 2 HGB, das rechtsformspezifisch f²r KapGes.
bei vor²bergehenden Wertminderungen von Anlageg²tern, die nicht zu den
Finanzanlagen z�hlen (s. Anm. 53), gilt, kam uE vor dem StEntlG 1999/2000/
2002 bei der stl. Gewinnermittlung nicht zur Anwendung, da uE rechtsform-
spezifische Vorschriften nicht von § 5 Abs. 1 Satz 1 erfaßt wurden (s. § 5
Anm. 103). Da seit VZ 1999 bei vor²bergehenden Wertminderungen aufgrund
der stl. Spezialvorschrift eine Teilwertabschreibung nicht mehr zul�ssig ist
(s. Anm. 562), kann die materielle Maßgeblichkeit sowieso nicht mehr zur An-
wendung kommen (s. § 5 Anm. 94).

§ 6 Anm. 242 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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c) Zuschreibungen in Folgejahren

Fr�herer Grundsatz des uneingeschr|nkten Wertzusammenhangs: In bis
zum 31. 12. 1989 endenden Wj. durfte man eine Bewertung des Vorjahres bei
Aktiva nicht mehr ²berschreiten. Auch wenn die Gr²nde f²r vorangegangene
Teilwertabschreibungen weggefallen waren, durfte nach Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 aF
eine Zuschreibung bei WG des abnutzbaren AnlagevermÃgens nicht erfolgen
(Zuschreibungsverbot).
Zuschreibungswahlrecht gegen�ber der letzten Schlußbilanz: Vom VZ
1990 (WoBauFG v. 22. 12. 1989, BStBl. I, 505) bis zum VZ 1998 galt sowohl f²r
WG des AnlagevermÃgens als auch des UmlaufvermÃgens sowie anderer WG
ein Zuschreibungswahlrecht, sofern sich in den Folgejahren wieder ein hÃherer
Teilwert ergibt. Sofern eine Zuschreibung vorgenommen werden sollte, setzte
dies ab VZ 1990 nach § 5 Abs. 1 Satz 2 eine entsprechende Zuschreibung in der
HBil. voraus, sofern inhaltsgleiche Wahlrechte bestehen (s. Anm. 79 u. 624).
Zuschreibungsgrenze: Die Wertobergrenze f²r Zuschreibungen sind maximal
die (fortgef²hrten) AK oder HK, die beim abnutzbaren AnlagevermÃgen um
die AfA, Sonderabschreibungen, erhÃhte Absetzungen, Abz²ge nach § 6b sowie
�hnliche Abz²ge zu verringern sind (s. Anm. 625). Bei der Fortf²hrung dieser
Wertobergrenze sind ggf. weitere AK (s. Anm. 288–297) sowie Herstellungsauf-
wand (s. Anm. 470 ff.) zu ber²cksichtigen. Ist der Teilwert hÃher als der Buch-
wert des Vorjahrs, aber niedriger als die fortgef²hrten AHK (Wertobergrenze),
so gilt als Zuschreibungsgrenze der Teilwert. Ist der Teilwert aber hÃher als die
fortgef²hrten AHK, so darf eine Zuschreibung ²ber diese Wertobergrenze nicht
erfolgen; eine Bewertung zu einem hÃheren Teilwert ist nicht zul�ssig.
Zuschreibungspflicht: Durch das StEntlG 1999/2000/2002 v. 24. 3. 1999
(BGBl. I, 402; BStBl. I, 304) wurde ab VZ 1999 das bisherige Zuschreibungs-
wahlrecht in Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 sowie durch den Verweis in Nr. 2 Satz 3 durch
eine Zuschreibungspflicht ersetzt (s. Anm. 625).

3. �berblick �ber die Bewertungsregeln des Abs. 1 Nr. 4–7

�berblick �ber die Bewertungsregeln f�r Entnahmen und Einlagen
(Nr. 4–5):
E Grundsztzlich erfolgt Bewertung mit dem Teilwert. Dies entspricht dem Zweck

der estl. Bestimmungen ²ber Entnahmen und Einlagen (s. Anm. 1191).
E Ausnahmen:
p Durch das JStG 1996 v. 11. 10. 1995 (BStBl. I, 438) wurde f²r die entnom-

mene private PKW-Nutzung eine pauschale Regelung (monatlich 1 vH vom
Listenpreis), in Abs. 1 Nr. 4 S�tze 2 u. 3 eingef²hrt, von der man allerdings
bei F²hrung eines Fahrtenbuchs abweichen kann.

p �ber Ansatz des Buchwerts von Entnahmen f²r Spenden (Nr. 4 S�tze 4 u. 5) s.
Anm. 1204–1205.

p �ber Ansatz der AK oder HK von Einlagen (Nr. 5 Satz 1 Halbs. 2) s.
Anm. 1219–1227.

�berblick �ber die Bewertungsregeln f�r Betriebserªffnung und Be-
triebserwerb (Nr. 6–7):
E Er�ffnung eines Betriebs: Abs. 1 Nr. 5 gilt entsprechend; dh. die aus dem Privat-
vermÃgen eingelegten WG sind grds. mit dem Teilwert, unter bestimmten Vor-
aussetzungen aber mit den niedrigeren AK oder HK zu bewerten; s.
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Bewertung Anm. 243–244 § 6
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Anm. 1235–1236. Die �berf²hrung einzelner WG aus einem anderen Betrieb
(eines anderen Stpfl.) wird in § 6 nur f²r den unentgeltlichen Erwerb (Abs. 4
s. Anm. 1420 ff.) geregelt; sie richtet sich ansonsten nach den Grunds�tzen des
§ 4, bei eigenen Betrieben und Mitunternehmerschaften, an denen der Stpfl.
selbst beteiligt ist, zus�tzlich nach den Regelungen des § 6 Abs. 5; im Fall des
Tauschs ist nach Abs. 6 der gemeine Wert (s. Anm. 1475 ff.) maßgebend.
E Erwerb eines Betriebs: Die entgeltlich erworbenen WG sind mit dem Teilwert
oder mit den AHK zu bewerten, und zwar mit dem niedrigeren der beiden Wer-
te; s. n�her Anm. 1240.
Bei unentgeltlichem Erwerb eines Betriebs sind grds. die Buchwerte des Rechtsvor-
g�ngers fortzuf²hren (§ 6 Abs. 3; s. Anm. 1330 ff.).

Einstweilen frei.

§ 6 Anm. 244–250 Abs. 1 Satz 1: Bewertung
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